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1. Entlastungen beim Einkommensteuertarif
und Erhöhung des Kindergeldes

Umgesetzt wurden Ende Dezember 2024 noch Ent-
lastungen beim Einkommensteuertarif für 2025 und
2026. So erfolgten eine Anhebung des steuerfreien
Existenzminimums und ein weiterer Abbau der kal-
ten Progression durch Anpassungen der Eckwerte
im Steuertarif. Zudem wurde das Kindergeld erhöht.
Die Anhebung des steuerfreien Existenzminimums
setzt die verfassungsrechtlich gebotenen Vorgaben
um.

Die Eckwerte des Einkommensteuertarifs stellen sich
im zeitlichen Vergleich wie folgt dar:

O Handlungsempfehlung:
Die geänderten Tarifwerte werden beim Lohnsteuerabzrrg
unmittelbar durch den Arbeitgeber berücksichtigt. Die An-
derungen bedllrfen allerdings noch der Umsetzung in den
Lohnabrechnungsprogrammen, so dass der neue Tarif vo-
raussichtlich erst ab der Abrechnung für März 2025 (rück-
wirkend ab Januar 2025) berücksichtigt werden wird. lm
Übrigen finden diese Anderungen Aiwendung bei der
Festsetzung von Vorauszahlungen bzw. bei der Steuerver-
anlagung.

Das Kindergeld ist zum 1.1 .2025 von 250 € auf 255 € mo-
natlich angehoben worden und steigt mit Wirkung zum
1 .1 .2026 um weitere 4 € aut dann 259 € im Monat für jedes
Kind.

{) Hinweis:
Die Erhöhung des Kindergeldes, welches immer nur an
einen Elternteil zur Auszahlung kommt, ist beim Kindes-
unterhalt zu berücksichtigen. Bei getrenntlebenden El-
ternteilen ist der Anspruch auf Kindergeld bei der Ein-
kommensteuer auch bei dem Elternteil anzugeben, der
die Auszahlung nicht erhalten hat. Ein Ausgleich erfolgt

durch die Anrechnung des hälftigen Kindergeldes auf
den Kindesunterhalt.

Ebenso sind die bei der Einkommensteuer zu
berücksichtigenden Kinderfreibeträge angehoben
worden. Dagegen bleiben die Freibeträge für den
Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbe-
darf (BEA-Freibetrag) konstant. lnsgesamt gilt dies
je Elternteil - bei zusammenveranlagten Ehegatten
werden die Beträge also verdoppelt:

2024 2025 2026
Freibetrag für
Kinder

3306 € 3336 € 3414 €

BEA-Freibe-
trag

1464€ 1464€ 1464€

Summe 4470€ 4800 € 4878 €

{} Hinweis:
Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass das steuerfreie
Existenzminimum für 2O24 ebenfalls Anfang Dezember
2024 um 180€ heraufgesetzt wurde. Diese Anderung,
welche für den Tarif des gesamten Jahres 2024 galt, also
rückwirkend, wurde beim Lohnsteuerabzug im Monat
Dezember für das Jahr 2024 insgesamt berücksichtigt.
Arbeitnehmer, die im Dezember 2024 in keinem Arbeits-
verhältnis mehr standen und für Dezember keinen Ar-
beitslohn bezogen haben, können diese steuerliche Ent-
lastung dann allerdings nur im Rahmen der Einkommen-
steuerveranlagung für das Jahr 2024 erhallen. Bei Stpfl.,
die keinen Arbeitslohn beziehen, wie z.B. Freiberuflern
oder Gewerbetreibenden, wird der geänderte Tarif im
Rahmen der Einkommensteueryeranlagung tür 2024 be-
rücksichtigt.

2. Aktuelle Anderungen beider Lohnsteuer
Vor allem durch das Jahressteuergesetz 2024 sind
punktuelle Anderungen bei der Lohnsteuer eingetre-
ten. Als wichtige Punkte sind zu nennen:

Qualifizierungsgeld:
lr Für das zum 1.4.2024 eingeführte steuerfreie Qua-

Iifizierungsgeld, das dem Progressionsvorbehalt
unterliegt, wurden durch das JSIG 2024 Folgean-
passungen beschlossen: die Aufzeichnungspflicht
im Lohnkonto, die Pflicht zum Ausweis auf der
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2024 2025 2026
steuerfreies
Existenzminimum

11 784 € 12096€ 12348 €

Progressionszone
mit steigenden
Steuersätzen bis

66 760 € 68480 € 69 878 €

Höchststeuersatz
von 45 %o ab

277 826 € 277 826 € 277 826 €
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LSt-Bescheinigung und der Ausschluss des LSt-
Jahresausgleichs.

O Hinweis:

Das Qualifizierungsgeld wurde eingeführt, um Menschen
bei der Weiterbildung zu unterstützen. Ziel ist es, dass
möglichst viele Arbeitsplätze erhalten bleiben und die Men-
schen auch in Zukunft in ihrem Betrieb sicher arbeiten kön-
nen, Durch das Qualifizierungsgeld werden Betriebe von
den Entgeltzahlungen teilweise entlastet; dafür tragen sie
die Weiterbildungskosten. Die Höhe des Qualifizierungs-
geldes beträgt 60 Vo, bzw. 67 Vo lür Beschäftigte mit min-
destens einem Kind, des Nettoentgeltes. Dieser wird für
den Zeitraum der beruflichen Weiterbildung gezahlt. Der
Antrag auf Qualifizierungsgeld erfolgt bei der Bundesagen-
tur für Arbeit.

Lohnsteuer bei Beendigung eines Dienstverhält-
nisses im laufenden Jahr:

D Bei Beendigung eines Dienstverhältnisses im lau-
fenden Jahr oder am Ende des Kalenderjahres hat
der ArbG das Lohnkonto des Arbeitnehmers ab-
zuschließen. Auf Grund der Eintragungen im
Lohnkonto hat der Arbeitgeber spätestens bis
zum letzten Tag des Monats Februar des auf den
Abschluss des Lohnkontos folgenden Kalender-
jahres die LSt-Bescheinigung nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz auf elektronischem Weg
an die FinVerw zu übermitteln. Sollten sich nach
Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigung noch
Anderungen für den durchgeführten Lohnsteuer-
abzug ergeben, ist eine nachträgliche Anderung
gesetzlich ausgeschlossen. Da der Arbeitgeber
die Lohnsteuer nachträglich nicht einbehalten
kann, ist er verpflichtet, dies dem Betriebsstätten-
finanzamt unverzüglich anzuzeigen, um eine mög-
liche Haftungsinanspruchnahme zu verhindern.

:: Gegenwärtig erfolgen solche Anzeigen schriftlich,
und zwar formlos oder mit dem seitens der
FinVerw zur Verfügung gestellten Vordruck. Ab
2026 ist eine zwingende elektronische Anzeige
vorgesehen.

Kinderbetreuungskosten als Sonderausgaben:

ll lm Rahmen der Einkommensteuererklärung kön-
nen Kinderbetreuungskosten in bestimmtem Rah-
men als Sonderausgaben geltend gemacht wer-
den. Ab dem 1 .1.2025 erhöht sich die Begrenzung
von zwei Drittel der Aufwendungen auf 8O %o der
Aufwendungen und der Höchstbetrag der als Son-
derausgaben abzugsfähigen Kinderbetreuungs-
kosten von 4000 € je Kind auf 4800 € je Kind.

:e Nicht begünstigt sind Aufwendungen fÜr Unter-
richt, die Vermittlung besonderer Fähigkeiten so-
wie für sportliche und andere Freizeitbetätigun-
gen.

::, Voraussetzung für den Sonderausgabenabzug ist,
dass der Stpfl. für die Aufwendungen eine Rech-
nung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto
des Erbringers der Betreuungsleistung erfolgt ist.

rr Diese Gesetzesänderung ist für die Eintragung
eines Freibetrags im Lohnsteuer-Ermäßigungsver-
fahren bedeutsam.

Kinderbetreuungskosten als Zusatzleistung des
Arbeitgebers:

t) Lohnsteuerfrei sind zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn erbrachte Leistungen des
Arbeitgebers zur Unterbringung und Betreuung
von nicht schulpflichtigen Kindern der Arbeitneh-
mer in Kindergärten oder vergleichbaren Einrich-
tungen.

t) lnsoweit ist zu beachten, dass - anders als beim
Sonderausgabenabzug - die Leistungen zur Un-
terbringung sowohl die Unterkunft als auch die
Verpflegung umfassen können.

)) Barzuwendungen an den Arbeitnehmer sind nur
steuerfrei, soweit der Arbeitnehmer dem Arbeitge-
ber die zweckentsprechende Verwendung nach-
gewiesen hat. Der Arbeitgeber hat die Nachweise
im Original als Belege zum Lohnkonto aufzube-
wahren.

l) Die steuerfreien Arbeitgeberleistungen sind im
Lohnkonto aufzuzeichnen.

{} Hinweis:

Diese lohnsteuerfrei erstatteten Beträge können dann vom
Arbeitnehmer nicht als Sonderausgaben geltend gemacht
werden.

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende:

* Alleinerziehenden wird bei der Einkommensteuer
ein Entlastungsbetrag gewährt. Die Höhe des Ent-
lastungsbetrags richtet sich nach der Anzahl der
Kinder: Gehört ein berücksichtigungsfähiges Kind
zum Haushalt des Alleinstehenden, wird ein Ent-
lastungsgrundbetrag von 426O € gewährt. Für je-
des weitere berücksichtigungsfähige Kind wird ein
Entlastungszusatzbetrag von 240 € gewährt.

l: Der Entlastungsgrundbetrag wird i.d.R. über die
Steuerklasse ll im Lohnsteuerabzugsverfahren be-
rücksichtigt; der Entlastungszusatzbetrag bedarf
der Eintragung eines Freibetrags.

S Hinweis:

Trennen sich bislang zusammenlebende Ehegatten im
Laufe eines Jahres, kann der nunmehr alleinerziehende
Elternteil ab dem Monat der Trennung einen Entlastungs-
betrag für Alleinerziehende geltend machen. Durch das
JSIG 2024 wird es rechtlich möglich, dass der Entlas-
tungsbetrag für Alleinerziehende ab dem Trennungsmo-
nat bis zum Ende des Kalenderjahres als Freibetrag be-
rücksichtigt werden kann. ln Folgejahren kann der Entlas-
tungsbetrag für Alleinerziehende ausschließlich über die
Steuerklasse ll berücksichtigt werden.

Abschaffung der Fünftelregelung im LSt-Abzugs-
verfahren ab2025:

;! Bereits im Rahmen des Wachstumschancenge-
setzes wurde die Anwendung der Fünftelregelung
im LSt-Abzugsverfahren abgeschafft. Diese Ande-
rung wird zum 1 .1.2025 wirksam. Relevanz hat
dies insbesondere für Entschädigungsleistungen
im Zusammenhang mit der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses, aber auch bei Vergütungen
für mehrjährige Tätigkeit, wie z.B. bei Jubiläums-
zahlungen.
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r) Für den Arbeitnehmer ergeben sich nach der Ge-
setzesbegründung keine Nachteile, denn die Tarif-
ermäßigung kann im Rahmen der Veranlagung zur
Einkommensteuer beantragt werden. Die Steuer-
minderung kann damit allerdings erst zeitlich spä-
ter geltend gemacht werden.

0 Hinweis:
Als Folge wird in der Lohnsteuerbescheinigung 2025 nur
noch der Arbeitslohn für mehrere Jahre und die Entschädi-
gungen in einer separaten Zeile angegeben. Der Arbeitge-
ber hat jedoch nicht die Frage zu klären, ob diese Einkünfte
für mehrere Jahre bzw. Entschädigungsleistungen ermä-
ßigt zu besteuern sind. Diese Prüfung ist vielmehr im Rah-
men der Einkommensteuerveranlagung des Arbeitnehmers
vorzunehmen.

Geldwerter Vorteil bei Elektrofahrzeugen auch
zur privaten Nutzung:

rr Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge werden bei
der Erfassung eines geldwerten Vorteils nach der
pauschalen Wertermittlungsmethode mit einem
gemindeften inländischen Listenpreis (brutto) an-
gesetzt. Durch das Wachstumschancengesetz hat
der Gesetzgeber für Elektrofahrzeuge, die ab 2024
erworben bzw. geleast werden, die Listenpreis-
grenze für die Anwendung der 1/+-Regelung auf
70 000 € erhöht.

Für reine Elektrofahrzeuge sind die Voraussetzungen
für den verminderten Ansatz bei der ,,1 o/o-Regelung"

wie folgt:

& Hinweis:
Das Wachstumschancengesetz wurde erst Ende März
2024 verabschiedet. Wurde ein Elektrofahrzeug vor dieser
Gesetzesverabschiedung in 2024 erworben und zunächst
nach der bisherigen Regelung abgerechnet, so müsste
eine rückwirkende Korrektur erfolgen. Gegebenenfalls ist
dies bei der Einkommensteuerveranlagung des Arbeitneh-
mers vorzunehmen.

Übernachtungsnebenkostenpauschale bei
Berufskraftfahrern:

), Übernachtungsnebenkosten, die einem Arbeit-
nehmer während seiner auswärtigen beruflichen
Tätigkeit auf einem Krattfahrzeug des Arbeitge-
bers oder eines vom Arbeitgeber beauftragten
Dritten im Zusammenhang mit einer Übernach-
tung in dem Kraftfahrzeug für Kalendeftage ent-
stehen, an denen der Arbeitnehmer eine Verpfle-
gungspauschale beanspruchen könnte, können
mit einer Tagespauschale lohnsteuerfrei erstat-
tet werden. Diese Pauschale wurde mit Wirkung
ab dem 1.1.2024 auf 9 € angehoben (bis 2023:
8 €).

;' Durch die gesetzliche Pauschale von 9 €, die für
lnlands- und Auslandsfälle einheitlich gilt, entfällt
der Einzelnachweis. Die gesetzliche Pauschale
scheidet aber aus, sofern keine Übernachtung
stattfindet (eintägige Auswärtstätigkeit). Fallen tat-
sächlich höhere Kosten an, so können diese bei
Nachweis gelte.nd gemacht werden. Diese Pau-
schale soll die Ubernachtungsnebenkosten abde-
cken und tritt damit neben die steuerfrei erstattba-
ren Verpfleg ungspauschalen.

Preiserhöhung beim Deutschlandticket:

aa Ab 2025 erhöht sich der Preis für das Deutsch-
landticket auf 58 €. Dies ist bei den Lohnabrech-
nungen ab Januar 2025 zu beachten. Rein mate-
riell wird sich dies vielfach nicht auswirken, da
meist die Steuerfreiheit gem. $ 3 Nr. 15 ESIG ge-
nutzt wird. Hiernach sind Arbeitgeberleistungen,
die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn für Fahrten im öffentlichen Nahverkehr er-
bracht werden, steuerfrei. Diese Steuer.freiheit er-
streckt sich auch auf die Privatnutzung. Das
Deutschlandticket ist auf den öffentlichen Nahver-
kehr beschränkt, so dass diese Vorschrift uneinge-
schränkt anwendbar ist.

:': Die SteuerJreiheit gilt für Arbeitgeberleistungen, so
dass sowohl die Sachleistung ,,Gestellung des

S Hinweis:
Vorgesehen war eine Anhebung des maßgeblichen
listenpreises auf 95000 € ab 2025. Dies ist aber n
setzlich umgesetzt worden.

Brutto-
icht ge-

Für Hybridfahrzeuge stellen sich die Voraussetzun-
gen wie folgt dar:

Anschaf-
fungs-

zeitraum

Voraussetzung Anzu-
setzender
Bruchteil

1 .1.2019 -
31.12.2021

Kohlendioxidemission
höchstens 50 g/km oder
Mindestreichweite von

40 km

lz

1.1.2022 -
31j2.2024

Kohlendioxidemission
höchstens 50 g/km oder
Mindestreichweite von

60 km

1/z

1.1.2025 -
31 .12.2030

Kohlendioxidemission
höchstens 50 g/km oder
Mindestreichweite von

80 km

1/2

Anschaf-
fungs-

zeitraum

Voraussetzung Anzu-
setzender
Bruchteil

1.1.2019 -
31.12.2023

Maß geblicher Listenpreis
von nicht mehr als 60000 €

1/q

1.1.2019 -
31j22023

Maßgeblicher Listenpreis
von mehr als 60 000 €

t/z

1.1.2024 -
31.12.2030

Maßgeblicher Listenpreis
von nicht mehr als 70 000 €

1/t

1.1.2024 -
31.12.2030

Maß geblicher Listenpreis
von mehr als 70 000 €

tlz
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Deutschlandtickets" als auch die Kostenübernah-
me durch den Arbeitgeber unter Einhaltung der
weiteren Bedingungen steuerfrei ist. Die Steuer-
freiheit löst auch eine SV-Freiheit aus. Bei Mini-
Jobbern wird diese steuerfreie Arbeitgeberleistung
nicht in die Berechnung der 556 €-Grenze einbe-
zogen.

)t Die steuerfreie Arbeitgeberleistung ist auf der Lohn-
steuerbescheinigung wertmäßig aufzuführen. Dies
vor dem Hintergrund, dass im Rahmen der Einkom-
mensteuer-Veran lagung die Werbungskosten,, Ent-
fernungspauschale" bis auf max. 0 € um diese
steuerfreie Leistung gemindert werden.

l> Durch die Preiserhöhung des Deutschlandtickets
sind die bislang in der Lohnabrechnung aufge-
führten steuerfreien Vorteile wertmäßig anzupas-
sen. Zur Bewertung des Vorteils ist zu beachten,
dass wenn sich der Arbeitgeber mit mindestens
25 Vo auf den Ausgabepreis pro Monat und Ticket
beteiligt, der Arbeitgeber das Deutschlandticket
mit einem Rabatt von maximal 5 o/o auf den Aus-
gabepreis (58 €) beziehen kann.

l! Die Anwendung der Steuerfreiheit nach $ 3 Nr. 15
ESIG verbraucht im Ubrigen die 50 €-Freigrenze
für Sachzuwendungen nicht.

ü Beispiel:
Der Arbeitgeber stellt seinem Arbeitnehmer je Monat zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn das
Deutschlandticket zur Verfügung. Der Arbeitgeber erhält
auf Grund seiner Zuzahlung von mindestens 25 o/o des
Kaufpreises vom Verkehrsunternehmen auf den Preis einen
Nachlass von 5 %. Der Mitarbeiter setzt das Deutschland-
ticket nicht für Auswärtstätigkeiten ein.

Preis für das Deutschlandticket 58,00 €
Nachlass für den Arbeitgeber von 5 % (kein 2,90 C

Arbeitslohn)
vom Arbeitgeber zu zahlender Kaufpreis 55,10 €
lohnsteuerlicher Ansatz (aus Vereinfachungs- 52,90 €
gründen 96 %)

3. Regeln zu den steuerlichen Abschreibungen
bleiben vorerst unverändert

Die Bundesregierung wollte imZuge der im Sommer
2024 beschlossenen Wachstumsinitiative die steuer-
lichen Abschreibungen verbessern, um die lnvesti-
tionsbereitschaft zu fördern. Diese Maßnahmen sind
nicht Gesetz geworden.

r: Mithin ist die degressive Abschreibung für beweg-
I iche Wirtschaft sgüter des Anlagevermögens nach
aktuellem Rechtsstand nur für Anschaffungen bis
zum 31 .12.2024 zulässig. ln diesem Fall kann die
degressive Abschreibung aber über die gesamte
Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes geltend ge-
macht werden, also auch über den 31.12.2024 hi-
naus. Entscheidend ist insoweit der Zeitpunkt der

Anschaffung bzw. Herstellung (oder Einlage) des
Wirtschaftsgutes.

), Ebenso bleibt die Grenze für geringweftige Wirt-
schaftsgüter unverändert bei 800,00 € (Nettowert,
also ohne Umsatzsteuer).

>l Auch die geplante Sonderabschreibung für Elek-
trofahaeuge wurde nicht umgesetzt.

O Hinweis:
Abzuwarten bleibt, ob sich nach der Bildung einer neuen
Regierung in Folge der Wahlen Ende Februar 2025 insoweit
Anderungen ergeben werden -

4. Außergewöhnliche Belastungen: Steuer-
liche Nachweisführung bei Krankheits-
kosten

Nach den gesetzlichen Vorgaben hat der Stpfl. den
Nachweis der Zwangsläufigkeit von Aufwendungen
im Krankheitsfall zu erbringen

)) durch eine Verordnung eines Arztes oder Heil-
praktikers für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel,

ll durch ein amtsärztliches Gutachten oder eine
ärztliche Bescheinigung eines Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung, z.B. für eine
Bade- oder Heilkur, eine psychotherapeutische
Behandlung oder medizinische Hilfsmittel, die als
allgemeine Gebrauchsgegenstände des täglichen
Lebens i.S.v. $ 33 Abs. 1 SGB V anzusehen sind
oder

r; durch eine Bescheinigung des behandelnden
Krankenhausarztes für Besuchsfahrten zu einem
für längere Zeit in einem Krankenhaus liegenden
Ehegatten oder Kind des Stpfl., in dem bestätigt
wird, dass der Besuch des Stpfl. zur Heilung oder
Linderung einer Krankheit entscheidend beitragen
kann.

ln diesem Zusammenhang legt die FinVerw nun fest,
dass der Nachweis der Zwangsläufigkeit im Falle
eines eingelösten E-Rezepts durch den Kassenbe-
leg der Apotheke bzw. durch die Rechnung der On-
line-Apotheke oder bei Versicherten mit einer priva-
ten Krankenversicherung alternativ durch den Kos-
tenbeleg der Apotheke zu erbringen ist. Der
Kassenbeleg bzw. die Rechnung der Online-Apothe-
ke muss folgende Angaben enthalten:

l: Name der steuerpflichtigen Person,
:) die Art der Leistung (2.8. Name des Arzneimittels),
)t den Betrag bzw. Zuzahlungsbetrag,
:r Art des Rezeptes.

$ Hinweis:
Für den Veranlagungszeitraum 2Q24 wid es von der
FinVerw nicht beanstandet, wenn der Name der steuer-
pflichtigen Person nicht auf dem Kassenbeleg vermerkt ist.

I

Eo
f

da

-p
J

cn

o
a
@

4


